
Diesen Grundsätzen entsprachen auch völlig die von 
der Regierung der UdSSR vorgelegten Entwürfe für 
einen deutschen Friedensvertrag.6

Die Forderung des deutschen Volkes nach Abschluß 
eines derartigen Friedensvertrages ist also ein untrenn­
barer Bestandteil des Kampfes um die Verwirklichung 
des völkerrechtlichen Prinzips der Abrüstung auf deut­
schem Territorium. Der Abschluß des deutschen Frie­
densvertrages wäre somit ein wirkungsvoller deutscher 
Beitrag für die allgemeine und vollständige Abrüstung 
bzw. für ihre Vorbereitung.

II
Die derzeitige Entwicklung und Lage in der deutschen 
Bundesrepublik läßt deutlich erkennen, daß die dort 
herrschenden Kreise, gestützt auf die Politik der West­
mächte, offensichtlich nicht gewillt sind, die Normen 
des verbindlichen Völkerrechts wie auch die Ergebnisse 
des zweiten Weltkrieges anzuerkennen, sondern danach 
streben, sie zu revidieren, und dadurch die akute 
Gefahr von ernsten Konflikten heraufbeschwören. 
Dadurch, daß die Regierungen der Westmächte in 
Widerspruch zu den von ihnen selbst eingegangenen 
Verpllich Lungen, keinen separaten Waffenstillstand oder 
Frieden mit Deutschland abzuschließen’, ihre gemein­
sam mit der UdSSR in bezug auf Deutschland fest­
gelegte und völkerrechtlich anerkannte Politik zur Er­
richtung eines einheitlichen, demokratischen und fried­
liebenden Deutschlands verletzten, gelangten in 
Westdeutschland die alten Hitlergenerale und Nazi­
beamten wieder zur Macht, und der aggressive deutsche 
Militarismus entstand wieder. Diese Tatsache wird 
selbst in offiziellen Veröffentlichungen des Senats der 
Vereinigten Staaten von Amerika nicht bestritten. So 
heißt es in der „Staff Study No. 5, Subcommittee on 
Disarmament of the Committee on Foreign Relations, 
United States Senate“ vom 11. Dezember 1956 unter dem 
Abschnitt: „Arms for Germans: The end of demili­
tarization“:

„In the fall of 1950 the NATO powers reversed the 
policy of demilitarization ... From the time the ques­
tion of reviving German military forces was first 
broached there was a clear recognition that a balance 
had to be struck between the advantages and the 
risks. The problem was to find a working political 
formula that allowed a substantial German contribu­
tion to Western defence but which at the same time 
safeguarded all against the militarism that three 
times in threequarters of a century had seared 
Western Europa with war.“

Uber die Einbeziehung Westdeutschlands in die NATO 
und die WEU vollzog sich kontinuierlich eine ständig 
zunehmende Stärkung des deutschen Militarismus 
innerhalb der westlichen Bündnissysteme. Die NATO 
anerkannte in den Pariser Verträgen die von Bonn 
entwickelte und bis heute permanent praktizierte 
Hallstein-Theorie, die die tatsächlichen gesellschaft­
lichen Veränderungen in Deutschland — die Existenz 
zweier deutscher Staaten, der sozialistischen Deutschen 
Demokratischen Republik und der Bundesrepublik — 
zu leugnen fordert und damit gleichzeitig die Annexion 
der DDR zu rechtfertigen sucht.6

6 Entwurf der Regierung der UdSSR vom 10. März 1952 über 
die Grundlagen eines Friedensvertrages mit Deutschland. 
Entwurf der Regierung der UdSSR für einen Friedensvertrag 
mit Deutschland vom 10. Januar 1959.
7 Artikel 2 der 26-Staaten-Erklärung vom 1. Januar 1942.
8 Auf der Londoner Neun-Mächte-Konferenz, die vom 28. Sep­
tember bis 3. Oktober 1954 tagte, gaben die drei Westmächte 
(USA, England, Frankreich) die Erklärung ab, daß „sie die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland als die einzige 
deutsche Regierung betrachten, die frei und rechtmäßig ge­
bildet und daher berechtigt ist, für Deutschland als Vertreter
des deutschen Volkes ... zu sprechen“. Auch Artikel 7 2 des 
sogenannten Deutschlandvertrages bringt die Anerkennung 
der Hallstein-Doktrin zum Ausdruck.

Eine solche Absicht — angesichts des internationalen 
Kräfteverhältnisses von vornherein zum Scheitern ver­
urteilt — wäre jedoch gleichbedeutend mit der Aus­
lösung eines atomaren Weltkrieges.
Auf der Grundlage der Hallstein-Doktrin wurde der 
Revanchismus zur offiziellen Staatspolitik des west­
deutschen Staates erhoben. Davon zeugen Erklärungen 
von Ministern der Bundesregierung, die sie seit den 
ersten Jahren der Existenz dieses aggressiven Staats­
wesens fortgesetzt abgeben und die der Weltöffentlich­
keit hinlänglich bekannt sind. Ein untrennbarer Be­
standteil dieser aggressiven Politik der Bundesregie­
rung ist auch die völkerrechtswidrige Ausdehnung ihres 
Einflusses auf Westberlin und dessen Verwandlung in 
ein Provokationszentrum gegen die DDR und die öst­
lichen Nachbarn Deutschlands.
Diese von der Bundesregierung betriebene Revanche­
politik, zu deren Realisierung sie eine forcierte Auf­
rüstung betrieb und jetzt nach der Verfügung über 
atomare Waffen strebt, steht in untrennbarem Zusam­
menhang mit ihrer ihren oben dargelegten völkerrecht­
lichen Pflichten widersprechenden ablehnenden Haltung 
zum Abschluß eines Friedensvertrages. Sie fürchtet, daß 
sie durch eine Friedensregelung zum Vei zieht auf die 
atomare Bewaffnung, zur Anerkennung der bestehen­
den Grenzen und zur Achtung des völkerrechtlichen 
Prinzips der Abrüstung gezwungen wird.
Um ihre aggressiven Pläne vor der Weltöffentlichkeit 
zu verschleiern und den wachsenden Forderungen des 
deutschen Volkes nach einer Friedensregelung ent­
gegenzuwirken, ignoriert die Bundesregierung die 
nationalen Interessen auf Selbstbestimmung und miß­
achtet sie das Völkerrecht. Deshalb stellt sie die wider­
sinnige Behauptung auf, daß die NATO-Verträge, also 
eine militärische Blockbildung, „eine Art höheres 
Plateau“ (Außenminister Schröder) als ein Friedens­
vertrag «arstellten.

III
In prinzipiellem Gegensatz zu der völkerrechtswidrigen 
und Iriedensgefährdenden Politik der Bundesrepublik 
verfolgt die DDR mit ihrer Politik konsequent fried­
liche Ziele, die auf den völkerrechtlichen Normen der 
Satzung der Vereinten Nationen und des Potsdamer 
Abkommens beruhen. Sie tritt daher insbesondere un­
ablässig für den Abschluß eines Friedensvertrages mit 
beiden deutschen Staaten, für die friedliche Lösung der 
Westberlin-Frage und für die Durchsetzung der völker­
rechtlich verbindlichen Abrüstungsverpflichtungen ein. 
Solange Westdeutschland noch nicht der nordatlanti­
schen militärischen Gruppierung angehörte, schlug die 
DDR der Bundesregierung vor, ein Abkommen über die 
Stärke, die Stationierung und die Aufgaben der Polizei­
kräfte in beiden deutschen Staaten zu schließen und die 
Wiedervereinigung Deutschlands durch gesamtdeutsche 
freie Wahlen zu erreichen.6 * Statt auf diese Verständi­
gungsangebote einzugehen, trat die Bundesrepublik der 
NATO bei und forcierte die Aufstellung einer neuen 
Aggressionsarmee.
In dieser Zeit unterstützte die DDR zugleich die von 
der UdSSR entwickelten Pläne der Errichtung eines 
Systems der kollektiven Sicherheit in Europa. Sie 
schlug vor, daß beide deutsche Staaten Mitglieder 
dieses Systems werden und mit ihnen ein Friedens­
vertrag unterzeichnet werden sollte.10

9 Erklärung des Stellvertreters des Ministerpräsidenten Wal­
ter Ulbricht vor der Volkskammer der Deutschen Demokrati­
schen Republik am 25. November 1953 über die friedliche 
Lösung der deutschen Frage und Memorandum der Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik vom 30. Ja­
nuar 1954 zur Deutschlandfrage an die Konferenz der Außen­
minister vom 25. Januar bis 18. Februar 1954 in Berlin.
10 Rede des Ministerpräsidenten Otto Grotewohl vor der 
Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am 
4. August 1954.
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